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Containerservice
Unser

Service
• Container von 1- 40 m³

diverse Ausführungen
• Industriemüllentsorgung
• Abfallentsorgung u.

Verwertung
• Containervermietung für

Gewerblich und Privat
• Entrümpelung
• Altmetalle

Containerservice Bötzel GmbH
Containerservice

- Kranken- und Altenpflege
- Pflegeberatung
- Tagespflege
- Hausnotruf
- Essen auf Rädern
- Hauswirtschaft/

Betreuung
- Krankenfahrten 

(Tragestuhl oder liegend)

wegen Umbau!
Nur noch wenige Tage

auf ALLES

Ab Montag, 3.9. für 2 Wochen wegen Umbau 
geschlossen.

■ Waldeck-Frankenberg. „Die
Schäden der anhaltendenden
Dürre sind erheblich, wenn
auch regional sehr unter-
schiedlich. Bisherige Schät-
zungen gehen allein für die
hessische Landwirtschaft von
rund 150 Millionen Euro Ge-
samtschaden aus. Vor allem
die viehhaltenden Futterbau-
betriebe kommen durch den
ausbleibenden Regen in zu-
nehmende Bedrängnis“, be-
tonte die Hessische Landwirt-
schaftsministerin Priska Hinz
anlässlich der Vorstellung der
Maßnahmen der Hessischen
Landesregierung zur Dürre.
„Wir wollen den besonders
stark betroffenen landwirt-
schaftlichen Betrieben wirk-
sam unter die Arme greifen,
um die aktuelle Notsituation
zu mildern. Wir müssen die
Betriebe darüber hinaus darin
unterstützen, sich für die Zu-
kunft besser zu wappnen. Es
ist zu befürchten, dass Ex-
tremwetterereignisse künftig
in engeren zeitlichen Abstän-
den auftreten werden“, er-
gänzte die Ministerin. 
Die Maßnahmen der Hessi-
schen Landesregierung sehen
folgendes vor: 
■ Die Landesregierung stellt
Hilfen für die landwirtschaft-
lichen Betriebe in Höhe von

zehn Millionen Euro bereit.
Hessen erwartet von der Bun-
desregierung, dass sie zeitnah
die Voraussetzungen für bun-
desweite Entschädigungszah-
lungen schafft und die Bereit-
schaft erklärt, mindestens die
Hälfte der Finanzierung zu
übernehmen. Darüber hinaus
muss es eine, zwischen Bund
und Ländern eng abgestimm-
te, unbürokratische Lösung
auf Grundlage der bestehen-
den Nationalen Rahmenricht-
linie geben. 
■ Zwischenfrüchte, die als
ökologische Vorrangflächen
angebaut werden, sollen
ebenfalls für Futterzwecke
genutzt werden können. Für
die Freigabe dieser landes-
weit rund 27.000 Hektar wird
Hessen einer Änderung der
bundesrechtlichen Vorgaben
zustimmen.
■ Brachen, die als ökologi-
sche Vorrangflächen ausge-
wiesen sind, können seit An-
fang August für Futterzwecke
genutzt werden. In Hessen fal-
len rund 12.000 Hektar unter
diese Regelung. 
■ Die Hessischen Finanzbe-
hörden geben betroffenen
landwirtschaftlichen Betrie-
ben die Möglichkeit, Billig-
keitsmaßnahmen zu beantra-
gen oder Vorauszahlungen

anzupassen. Über die steuerli-
che Behandlung von Risiko-
ausgleichsrücklagen muss
auf Bundesebene eine Ent-
scheidung getroffen werden.
■ Die anstehenden Agrarzah-
lungen werden zum frühest-
möglichen Zeitpunkt voll-
ständig ausgezahlt. Die EU-
Direktzahlungen und die Aus-
gleichszulage für benachtei-
ligte Gebiete werden landes-
weit etwa 210 bis 230 Millio-
nen Euro betragen.
■ Für künftige aktive Beiträge
der Landwirtschaft zum Kli-
maschutz sollen bestimmte
Produktionsverfahren und in-
vestive Maßnahmen verstärkt
gefördert werden. Die land-
wirtschaftsbezogenen Maß-
nahmen des Integrierten Kli-
maschutzplans sollen zeitlich
priorisiert und finanziell auf-
gestockt werden. Das Um-
weltministerium vergibt dar-
über hinaus einen Untersu-
chungsauftrag, mit dem die
regionalen und produktions-
spezifischen Auswirkungen
der Dürre evaluiert werden.
■ Die aktuellen Ereignisse
müssen Anlass sein, um die
auf Bundesebene geplante
Ackerbaustrategie um eine
Klimastrategie für die Land-
wirtschaft zu erweitern. Diese
darf sich nicht in einer passi-

ven Anpassung an den Klima-
wandel erschöpfen, sondern
muss aktive Beiträge der
Landwirtschaft zum Klima-
schutz beinhalten. Hierzu ge-
hören der Grünlanderhalt,
Anreize zur Verminderung
der Methan- und Lachgas-
emissionen. Hessen wird dazu
auf der Agrarministerkonfe-
renz eine Initiative starten. 
■ Die Agrarministerkonfe-
renz hat im Herbst 2017 eine
Bund-Länder-Arbeitsgruppe
beauftragt, einen Bericht zum
„Risiko- und Krisenmanage-
ment in der Landwirtschaft“
zu erarbeiten. Dieser soll auch
Handlungsoptionen formulie-
ren. Die Agrarminister von
Bund und Ländern werden
sich Ende September damit
befassen. Hessen wird sich
dafür einsetzen, dass aus den
Analysen konkrete, unterstüt-
zende Maßnahmen für das Ri-
sikomanagement, beispiels-
weise eine Dürreversiche-
rung, abgeleitet werden. 
■ Die Ökolandbauverord-
nung ermöglicht, im Einzel-
fall Ausnahmegenehmigun-
gen für die Verwendung kon-
ventioneller Futtermittel in
begrenztem Umfang zuzulas-
sen. Anträge können beim Re-
gierungspräsidium gestellt
werden.

Erhebliche Dürre-Schäden
Priska Hinz stellt Maßnahmen der Landesregierung vor

„Keine Hähnchenmastanlage in Waldeck!“ – Bürgerinitiative
und nordhessischer Dachverband rufen zur Demo auf

Kette gegen Mast

■ Waldeck. Der Genehmi-
gungsantrag für eine große
Hähnchenmastanlage im tou-
ristisch beliebten Waldeck
treibt Bürger, Tier- und Um-
weltschützer auf die Barrika-
den. Deshalb haben diese –
um gegen den Bau der Mast-
anlage zu demonstrieren – für
Sonntag, 2. September, um 14
Uhr zur Bildung einer Men-
schenkette auf der Edertal-
sperre aufgerufen.
„Die geplante Mastanlage soll
zwei Gebäude für je 39.800
Tiere umfassen. Diese werden
in nur 42 Tagen zur Schlacht-
reife gemästet. Nach zehn Ta-
gen Desinfektion werden die
Anlagen erneut belegt“, er-
zählt Andreas Grede, Spre-
cher der Aktionsgemein-
schaft Agrarwende Nordhes-
sen, „so werden pro Jahr weit
über eine halbe Million Tiere
gemästet. Und das unter Be-
dingungen, gegen die Tier-
und Umweltschützer schon
seit Jahren bundesweit prote-
stieren.“
Auch die Bürgerinitiative Pro-
Waldeck ist seit über einem
Jahr aktiv und informiert
über das Vorhaben. Susanne
Friedrichs, eine der Spreche-
rinnen der BI: „In zahlreichen
öffentlichen Veranstaltungen
zeigten sich Bürger entsetzt
über die geplante industrielle
Tierhaltung.“ Und angesichts
dessen, dass Waldeck und der

Edersee zu den beliebtesten
Ferienregionen weit über
Hessen hinaus zählen und der
Kellerwald Weltnaturerbe ist,
habe man viel zu verlieren.
Selbst der Magistrat der Stadt
Waldeck hatte sich gegen den
Bau der Mastanlage ausge-
sprochen.
„Was genehmigungsrechtlich
jedoch leider keine Konse-
quenzen hat“, sagt Friedrichs.
Dennoch beschäftigt die
Stadtverordneten in Waldeck
das Thema weiter. So stellt die
SPD in Waldeck aktuell einen
Antrag  zu den Anfahrtswe-

gen des geplanten Betriebes.
Bisher ist vorgesehen, die An-
fahrt durch den Ort zu führen.
Das wird im aktuellen Ein-
wendeverfahren auch Thema
sein. Erst kürzlich hatte die
Bürgerinitiative in Waldeck
dazu informiert und vor mög-
lichem Transportlärm (auch
nachts) gewarnt. Die Initiati-
ve geht von  278 LKW-Anfahr-
ten im Jahr aus.
Nun soll die Menschenkette
am 2. September dafür sor-
gen, dass das Bauvorhaben
nicht im Stillen umgesetzt
wird. „Wir können noch etwas
tun“, so Friedrichs, „noch ist

nichts genehmigt.“ Und aktu-
ell – noch bis zum 7. Septem-
ber – könne man noch schrift-
liche Einwendungen beim Re-
gierungspräsidium Kassel ge-
gen den Bau der Anlage erhe-
heben. Dabei hofft die Spre-
cherin auch auf viele Einwen-
dungen von Mastanlagen-
Gegnern, die nicht unbedingt
aus Waldeck kommen. „Denn
Einwendungen dürfen auch
von beispielsweise Kasselern
oder Fritzlarern erfolgen“, er-
klärt Friedrichs.
Detaillierte Erläuterungen
dazu gibt es auf www.pro-
waldeck.de. (red/knö)

EXTRA ■ INFO
AGA: Zusammenschluss 
Breite Unterstützung erhält
die Bürgerinitiative ProWald-
eck von dem Mitveranstalter
der Demo, der Aktionsge-
meinschaft Agrarwende
Nordhessen, einem neuge-
gründeten Dachverband mit
Verwaltungssitz in Kassel.
Darin haben sich verschiede-
ne lokale und regionale
Gruppen großer Organisatio-

nen wie Greenpeace oder die
Arbeitsgemeinschaft bäuerli-
che Landwirtschaft (AbL) so-
wie einige Bürgerinitiativen
zusammengetan, um noch
wirkungsvoller gegen die In-
dustrialisierung der Land-
wirtschaft in Nordhessen zu
agieren.
Informationen auch unter
www.aga-nordhessen.de.

Unter unwürdigen Bedingungen müssen die Tiere in den Mastanlagen leben. Foto: PETA/nh

Der Tod von Tieren ist nicht selten und wird billigend in Kauf ge-
nommen. Foto: PETA/nh


